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b) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sich der Mittelpunkt ihrer
Tätigkeiten befindet, wenn sie nicht in einem der Mitgliedstaaten wohnt, in
denen sie einen wesentlichen Teil ihrer Tätigkeit ausübt.
(3) Eine Person, die gewöhnlich in verschiedenen Mitgliedstaaten eine Be-

schäftigung und eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt, unterliegt den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sie eine Beschäftigung ausübt,
oder, wenn sie eine solche Beschäftigung in zwei oder mehr Mitgliedstaaten
ausübt, den nach Absatz 1 bestimmten Rechtsvorschriften.
(4) Eine Person, die in einem Mitgliedstaat als Beamter beschäftigt ist und

die eine Beschäftigung und/oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit in einem
oder mehreren anderen Mitgliedstaaten ausübt, unterliegt den Rechtsvorschrif-
ten des Mitgliedstaats, dem die sie beschäftigende Verwaltungseinheit angehört.
(5) Die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Personen werden für die Zwecke

der nach diesen Bestimmungen ermittelten Rechtsvorschriften so behandelt,
als ob sie ihre gesamte Beschäftigung oder selbstständige Erwerbstätigkeit in
dem betreffenden Mitgliedstaat ausüben und dort ihre gesamten Einkünfte
erzielen würden.

Art. 14 Freiwillige Versicherung oder freiwillige Weiterversicherung.
(1) Die Artikel 11 bis 13 gelten nicht für die freiwillige Versicherung oder

die freiwillige Weiterversicherung, es sei denn, in einem Mitgliedstaat gibt es
für einen der in Artikel 3 Absatz 1 genannten Zweige nur ein System der
freiwilligen Versicherung.
(2) 1Unterliegt die betreffende Person nach den Rechtsvorschriften eines

Mitgliedstaats der Pflichtversicherung in diesem Mitgliedstaat, so darf sie in
einem anderen Mitgliedstaat keiner freiwilligen Versicherung oder freiwilligen
Weiterversicherung unterliegen. 2 In allen übrigen Fällen, in denen für einen
bestimmten Zweig eine Wahlmöglichkeit zwischen mehreren Systemen der
freiwilligen Versicherung oder der freiwilligen Weiterversicherung besteht, tritt
die betreffende Person nur dem System bei, für das sie sich entschieden hat.
(3) Für Leistungen bei Invalidität, Alter und an Hinterbliebene kann die

betreffende Person jedoch auch dann der freiwilligen Versicherung oder der
freiwilligen Weiterversicherung eines Mitgliedstaats beitreten, wenn sie nach
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats pflichtversichert ist, sofern
sie in der Vergangenheit zu einem Zeitpunkt ihrer beruflichen Laufbahn auf-
grund oder infolge einer Beschäftigung oder selbstständigen Erwerbstätigkeit
den Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats unterlag und ein solches Zu-
sammentreffen nach den Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats ausdrück-
lich oder stillschweigend zugelassen ist.
(4) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats das Recht auf

freiwillige Versicherung oder freiwillige Weiterversicherung davon ab, dass der
Berechtigte seinen Wohnort in diesem Mitgliedstaat hat oder dass er zuvor
beschäftigt bzw. selbstständig erwerbstätig war, so gilt Artikel 5 Buchstabe b
ausschließlich für Personen, die zu irgendeinem Zeitpunkt in der Vergangen-
heit den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats unterlagen, weil sie dort eine
Beschäftigung oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausgeübt haben.

Art. 15 Vertragsbedienstete der Europäischen Gemeinschaften. 1Die
Vertragsbedienstete der Europäischen Gemeinschaften können zwischen der
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Anwendung der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sie beschäftigt
sind, der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, denen sie zuletzt unterlagen,
oder der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, dessen Staatsangehörigkeit sie
besitzen, wählen; ausgenommen hiervon sind die Vorschriften über Familien-
beihilfen, die nach den Beschäftigungsbedingungen für diese Vertragsbediens-
tete gewährt werden. 2Dieses Wahlrecht kann nur einmal ausgeübt werden und
wird mit dem Tag des Dienstantritts wirksam.

Art. 16 Ausnahmen von den Artikeln 11 bis 15. (1) Zwei oder mehr
Mitgliedstaaten, die zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten oder die von
diesen Behörden bezeichneten Einrichtungen können im gemeinsamen Ein-
vernehmen Ausnahmen von den Artikeln 11 bis 15 im Interesse bestimmter
Personen oder Personengruppen vorsehen.
(2) Wohnt eine Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvor-

schriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten erhält, in einem anderen Mit-
gliedstaat, so kann sie auf Antrag von der Anwendung der Rechtsvorschriften
des letzteren Staates freigestellt werden, sofern sie diesen Rechtsvorschriften
nicht aufgrund der Ausübung einer Beschäftigung oder selbstständigen Er-
werbstätigkeit unterliegt.

Titel III. Besondere Bestimmungen über die verschiedenen Arten
von Leistungen

Kapitel 1. Leistungen bei Krankheit sowie Leistungen bei Mutterschaft
und gleichgestellte Leistungen bei Vaterschaft

Abschnitt 1. Versicherte und ihre Familienangehörigen mit Ausnahme von
Rentnern und deren Familienangehörigen

Art. 17 Wohnort in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat.
Ein Versicherter oder seine Familienangehörigen, die in einem anderen als

dem zuständigen Mitgliedstaat wohnen, erhalten in dem Wohnmitgliedstaat
Sachleistungen, die vom Träger des Wohnorts nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften für Rechnung des zuständigen Trägers erbracht werden, als
ob sie nach diesen Rechtsvorschriften versichert wären.

Art. 18 Aufenthalt in dem zuständigen Mitgliedstaat, wenn sich der
Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat befindet – Besondere Vor-
schriften für die Familienangehörigen von Grenzgängern. (1) 1 Sofern in
Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist, haben der in Artikel 17 genannte Ver-
sicherte und seine Familienangehörigen auch während des Aufenthalts in dem
zuständigen Mitgliedstaat Anspruch auf Sachleistungen. 2Die Sachleistungen
werden vom zuständigen Träger für dessen Rechnung nach den für ihn gelten-
den Rechtsvorschriften erbracht, als ob die betreffenden Personen in diesem
Mitgliedstaat wohnen würden.
(2) [1] Die Familienangehörigen von Grenzgängern haben Anspruch auf

Sachleistungen während ihres Aufenthalts im zuständigen Mitgliedstaat.
[2] Ist dieser Mitgliedstaat jedoch in Anhang III aufgeführt, haben die Fami-

lienangehörigen von Grenzgängern, die im selben Mitgliedstaat wie der Grenz-
gänger wohnen, im zuständigen Mitgliedstaat nur unter den Voraussetzungen
des Artikels 19 Absatz 1 Anspruch auf Sachleistungen.
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Art. 19 Aufenthalt außerhalb des zuständigen Mitgliedstaats. (1) 1 So-
fern in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist, haben ein Versicherter und seine
Familienangehörigen, die sich in einem anderen als dem zuständigen Mitglied-
staat aufhalten, Anspruch auf die Sachleistungen, die sich während ihres Auf-
enthalts als medizinisch notwendig erweisen, wobei die Art der Leistungen und
die voraussichtliche Dauer des Aufenthalts zu berücksichtigen sind. 2Diese
Leistungen werden vom Träger des Aufenthaltsorts nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften für Rechnung des zuständigen Trägers erbracht, als ob die
betreffenden Personen nach diesen Rechtsvorschriften versichert wären.
(2) Die Verwaltungskommission erstellt eine Liste der Sachleistungen, für die

aus praktischen Gründen eine vorherige Vereinbarung zwischen der betreffen-
den Person und dem die medizinische Leistung erbringenden Träger erforder-
lich ist, damit sie während eines Aufenthalts in einem anderen Mitgliedstaat
erbracht werden können.

Art. 20 Reisen zur Inanspruchnahme von Sachleistungen. (1) Sofern in
dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, muss ein Versicherter, der sich
zur Inanspruchnahme von Sachleistungen in einen anderen Mitgliedstaat be-
gibt, die Genehmigung des zuständigen Trägers einholen.
(2) 1Ein Versicherter, der vom zuständigen Träger die Genehmigung erhal-

ten hat, sich in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, um eine seinem
Zustand angemessene Behandlung zu erhalten, erhält Sachleistungen, die vom
Träger des Aufenthaltsorts nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften für
Rechnung des zuständigen Trägers erbracht werden, als ob er nach diesen
Rechtsvorschriften versichert wäre. 2Die Genehmigung wird erteilt, wenn die
betreffende Behandlung Teil der Leistungen ist, die nach den Rechtsvorschrif-
ten des Wohnmitgliedstaats der betreffenden Person vorgesehen sind, und ihr
diese Behandlung nicht innerhalb eines in Anbetracht ihres derzeitigen Ge-
sundheitszustands und des voraussichtlichen Verlaufs ihrer Krankheit medizi-
nisch vertretbaren Zeitraums gewährt werden kann.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Familienangehörigen des Versicherten

entsprechend.
(4) 1Wohnen die Familienangehörigen eines Versicherten in einem anderen

Mitgliedstaat als der Versicherte selbst und hat sich dieser Mitgliedstaat für die
Erstattung in Form von Pauschalbeträgen entschieden, so werden die Sach-
leistungen nach Absatz 2 für Rechnung des Trägers des Wohnorts der Familien-
angehörigen erbracht. 2 In diesem Fall gilt für die Zwecke des Absatzes 1 der
Träger des Wohnorts der Familienangehörigen als zuständiger Träger.

Art. 21 Geldleistungen. (1) 1Ein Versicherter und seine Familienangehöri-
gen, die in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat wohnen oder sich
dort aufhalten, haben Anspruch auf Geldleistungen, die vom zuständigen
Träger nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften erbracht werden. 2 Im
Einvernehmen zwischen dem zuständigen Träger und dem Träger des Wohn-
oder Aufenthaltsorts können diese Leistungen jedoch vom Träger des Wohn-
oder Aufenthaltsorts nach den Rechtsvorschriften des zuständigen Mitglied-
staats für Rechnung des zuständigen Trägers erbracht werden.
(2) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvorschrif-

ten Geldleistungen anhand eines Durchschnittserwerbseinkommens oder einer
durchschnittlichen Beitragsgrundlage zu berechnen sind, ermittelt das Durch-
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schnittserwerbseinkommen oder die durchschnittliche Beitragsgrundlage aus-
schließlich anhand der Erwerbseinkommen oder Beitragsgrundlagen, die für
die nach diesen Rechtsvorschriften zurückgelegten Zeiten festgestellt worden
sind.
(3) Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvorschrif-

ten Geldleistungen anhand eines pauschalen Erwerbseinkommens zu berechnen
sind, berücksichtigt ausschließlich das pauschale Erwerbseinkommen oder ge-
gebenenfalls den Durchschnitt der pauschalen Erwerbseinkommen für Zeiten,
die nach diesen Rechtsvorschriften zurückgelegt worden sind.
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend, wenn nach den für den

zuständigen Träger geltenden Rechtsvorschriften ein bestimmter Bezugszeit-
raum vorgesehen ist, der in dem betreffenden Fall ganz oder teilweise den
Zeiten entspricht, die die betreffende Person nach den Rechtsvorschriften eines
oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten zurückgelegt hat.

Art. 22 Rentenantragsteller. (1) 1Ein Versicherter, der bei der Einreichung
eines Rentenantrags oder während dessen Bearbeitung nach den Rechtsvor-
schriften des letzten zuständigen Mitgliedstaats den Anspruch auf Sachleistun-
gen verliert, hat weiterhin Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaats, in dem er wohnt, sofern der Rentenantragsteller
die Versicherungsvoraussetzungen nach den Rechtsvorschriften des in Absatz 2
genannten Mitgliedstaats erfüllt. 2Der Anspruch auf Sachleistungen in dem
Wohnmitgliedstaat besteht auch für die Familienangehörigen des Renten-
antragstellers.
(2) Die Sachleistungen werden für Rechnung des Trägers des Mitgliedstaats

erbracht, der im Falle der Zuerkennung der Rente nach den Artikeln 23 bis 25
zuständig wäre.

Abschnitt 2. Rentner und ihre Familienangehörigen
Art. 23 Sachleistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften des
Wohnmitgliedstaats. Eine Person, die eine Rente oder Renten nach den
Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten erhält, wovon einer
der Wohnmitgliedstaat ist, und die Anspruch auf Sachleistungen nach den
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats hat, erhält wie auch ihre Familien-
angehörigen diese Sachleistungen vom Träger des Wohnorts für dessen Rech-
nung, als ob sie allein nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats An-
spruch auf Rente hätte.

Art. 24 Nichtvorliegen eines Sachleistungsanspruchs nach den Rechts-
vorschriften des Wohnmitgliedstaats. (1) 1Eine Person, die eine Rente
oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten
erhält und die keinen Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschrif-
ten des Wohnmitgliedstaats hat, erhält dennoch Sachleistungen für sich selbst
und ihre Familienangehörigen, sofern nach den Rechtsvorschriften des für die
Zahlung ihrer Rente zuständigen Mitgliedstaats oder zumindest eines der für
die Zahlung ihrer Rente zuständigen Mitgliedstaaten Anspruch auf Sachleis-
tungen bestünde, wenn sie in diesem Mitgliedstaat wohnte. 2Die Sachleistun-
gen werden vom Träger des Wohnorts für Rechnung des in Absatz 2 genannten
Trägers erbracht, als ob die betreffende Person Anspruch auf Rente und Sach-
leistungen nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats hätte.
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(2) In den in Absatz 1 genannten Fällen werden die Kosten für die Sach-
leistungen von dem Träger übernommen, der nach folgenden Regeln bestimmt
wird:
a) hat der Rentner nur Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschrif-
ten eines einzigen Mitgliedstaats, so übernimmt der zuständige Träger dieses
Mitgliedstaats die Kosten;

b) hat der Rentner Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechtsvorschriften
von zwei oder mehr Mitgliedstaaten, so übernimmt der zuständige Träger
des Mitgliedstaats die Kosten, dessen Rechtsvorschriften für die betreffende
Person am längsten gegolten haben; sollte die Anwendung dieser Regel dazu
führen, dass die Kosten von mehreren Trägern zu übernehmen wären, gehen
die Kosten zulasten des Trägers, der für die Anwendung der Rechtsvorschrif-
ten zuständig ist, die für den Rentner zuletzt gegolten haben.

Art. 25 Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer an-
derer Mitgliedstaaten als dem Wohnmitgliedstaat, wenn ein Sachleis-
tungsanspruch in diesem Mitgliedstaat besteht. Wohnt eine Person, die
eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer
Mitgliedstaaten erhält, in einem Mitgliedstaat, nach dessen Rechtsvorschriften
der Anspruch auf Sachleistungen nicht vom Bestehen einer Versicherung, einer
Beschäftigung oder einer selbstständigen Erwerbstätigkeit abhängt und von
dem sie keine Rente erhält, so werden die Kosten für die Sachleistungen, die
ihr oder ihren Familienangehörigen gewährt werden, von dem Träger eines der
für die Zahlung ihrer Rente zuständigen Mitgliedstaaten übernommen, der
nach Artikel 24 Absatz 2 bestimmt wird, soweit dieser Rentner und seine
Familienangehörigen Anspruch auf diese Leistungen hätten, wenn sie in diesem
Mitgliedstaat wohnen würden.

Art. 26 Familienangehörige, die in einem anderen Mitgliedstaat als
demWohnmitgliedstaat des Rentners wohnen. 1Familienangehörige einer
Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten erhält, haben, wenn sie in einem anderen Mitglied-
staat als der Rentner wohnen, Anspruch auf Sachleistungen vom Träger ihres
Wohnorts nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften, sofern der Rentner
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats Anspruch auf Sachleistungen
hat. 2Die Kosten übernimmt der zuständige Träger, der auch die Kosten für die
dem Rentner in dessen Wohnmitgliedstaat gewährten Sachleistungen zu tragen
hat.

Art. 27 Aufenthalt des Rentners oder seiner Familienangehörigen in
einem anderen Mitgliedstaat als ihrem Wohnmitgliedstaat – Aufenthalt
im zuständigen Mitgliedstaat – Zulassung zu einer notwendigen Be-
handlung außerhalb des Wohnmitgliedstaats. (1) Artikel 19 gilt entspre-
chend für eine Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschrif-
ten eines oder mehrerer Mitgliedstaaten erhält und Anspruch auf Sachleistun-
gen nach den Rechtsvorschriften eines der ihre Rente(n) gewährenden Mit-
gliedstaaten hat, oder für ihre Familienangehörigen, wenn sie sich in einem
anderen Mitgliedstaat als ihrem Wohnmitgliedstaat aufhalten.
(2) Artikel 18 Absatz 1 gilt entsprechend für die in Absatz 1 genannten

Personen, wenn sie sich in dem Mitgliedstaat aufhalten, in dem der zuständige
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Träger seinen Sitz hat, der die Kosten für die dem Rentner in dessen Wohn-
mitgliedstaat gewährten Sachleistungen zu tragen hat, und wenn dieser Mit-
gliedstaat sich dafür entschieden hat und in Anhang IVaufgeführt ist.
(3) Artikel 20 gilt entsprechend für einen Rentner und/oder seine Familien-

angehörigen, die sich in einem anderen Mitgliedstaat als ihrem Wohnmitglied-
staat aufhalten, um dort die ihrem Zustand angemessene Behandlung zu erhal-
ten.
(4) Sofern in Absatz 5 nichts anderes bestimmt ist, übernimmt der zuständige

Träger die Kosten für die Sachleistungen nach den Absätzen 1 bis 3, der auch
die Kosten für die dem Rentner in dessen Wohnmitgliedstaat gewährten Sach-
leistungen zu tragen hat.
(5) 1Die Kosten für die Sachleistungen nach Absatz 3 werden vom Träger

des Wohnortes des Rentners oder seiner Familienangehörigen übernommen,
wenn diese Personen in einem Mitgliedstaat wohnen, der sich für die Erstattung
in Form von Pauschalbeträgen entschieden hat. 2 In diesen Fällen gilt für die
Zwecke des Absatzes 3 der Träger des Wohnorts des Rentners oder seiner
Familienangehörigen als zuständiger Träger.

Art. 28 Besondere Vorschriften für Grenzgänger in Rente. (1) [1] 1Ein
Grenzgänger, der wegen Alters oder Invalidität Rentner wird, hat bei Krank-
heit weiterhin Anspruch auf Sachleistungen in dem Mitgliedstaat, in dem er
zuletzt eine Beschäftigung oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausgeübt
hat, soweit es um die Fortsetzung einer Behandlung geht, die in diesem Mit-
gliedstaat begonnen wurde. 2Als „Fortsetzung einer Behandlung“ gilt die fort-
laufende Untersuchung, Diagnose und Behandlung einer Krankheit während
ihrer gesamten Dauer.

[2] Unterabsatz 1 gilt entsprechend für die Familienangehörigen eines ehe-
maligen Grenzgängers, es sei denn, der Mitgliedstaat, in dem der Grenzgänger
seine Erwerbstätigkeit zuletzt ausübte, ist in Anhang III aufgeführt.
(2) Ein Rentner, der in den letzten fünf Jahren vor dem Zeitpunkt des

Anfalls einer Alters- oder Invaliditätsrente mindestens zwei Jahre als Grenz-
gänger eine Beschäftigung oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausgeübt
hat, hat Anspruch auf Sachleistungen in dem Mitgliedstaat, in dem er als
Grenzgänger eine solche Beschäftigung oder Tätigkeit ausgeübt hat, wenn
dieser Mitgliedstaat und der Mitgliedstaat, in dem der zuständige Träger seinen
Sitz hat, der die Kosten für die dem Rentner in dessen Wohnmitgliedstaat
gewährten Sachleistungen zu tragen hat, sich dafür entschieden haben und
beide in Anhang Vaufgeführt sind.
(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Familienangehörigen eines ehemaligen

Grenzgängers oder für seine Hinterbliebenen, wenn sie während der in Absatz 2
genannten Zeiträume Anspruch auf Sachleistungen nach Artikel 18 Absatz 2
hatten, und zwar auch dann, wenn der Grenzgänger vor dem Anfall seiner
Rente verstorben ist, sofern er in den letzten fünf Jahren vor seinem Tod
mindestens zwei Jahre als Grenzgänger eine Beschäftigung oder eine selbst-
ständige Erwerbstätigkeit ausgeübt hat.
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten so lange, bis auf die betreffende Person die

Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats aufgrund der Ausübung einer Beschäf-
tigung oder einer selbstständigen Erwerbstätigkeit Anwendung finden.
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(5) Die Kosten für die Sachleistungen nach den Absätzen 1 bis 3 übernimmt
der zuständige Träger, der auch die Kosten für die dem Rentner oder seinen
Hinterbliebenen in ihrem jeweiligen Wohnmitgliedstaat gewährten Sachleis-
tungen zu tragen hat.

Art. 29 Geldleistungen für Rentner. (1) 1Geldleistungen werden einer
Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten erhält, vom zuständigen Träger des Mitgliedstaats
gewährt, in dem der zuständige Träger seinen Sitz hat, der die Kosten für die
dem Rentner in dessen Wohnmitgliedstaat gewährten Sachleistungen zu tragen
hat. 2Artikel 21 gilt entsprechend.
(2) Absatz 1 gilt auch für die Familienangehörigen des Rentners.

Art. 30 Beiträge der Rentner. (1) Der Träger eines Mitgliedstaats, der nach
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften Beiträge zur Deckung der Leistungen
bei Krankheit sowie der Leistungen bei Mutterschaft und der gleichgestellten
Leistungen bei Vaterschaft einzubehalten hat, kann diese Beiträge, die nach den
für ihn geltenden Rechtsvorschriften berechnet werden, nur verlangen und
erheben, soweit die Kosten für die Leistungen nach den Artikeln 23 bis 26 von
einem Träger in diesem Mitgliedstaat zu übernehmen sind.
(2) Sind in den in Artikel 25 genannten Fällen nach den Rechtsvorschriften

des Mitgliedstaats, in dem der betreffende Rentner wohnt, Beiträge zu entrich-
ten oder ähnliche Zahlungen zu leisten, um Anspruch auf Leistungen bei
Krankheit sowie auf Leistungen bei Mutterschaft und gleichgestellte Leistungen
bei Vaterschaft zu haben, können solche Beiträge nicht eingefordert werden,
weil der Rentner dort wohnt.

Abschnitt 3. Gemeinsame Vorschriften
Art. 31 Allgemeine Bestimmung. 1Die Artikel 23 bis 30 finden keine
Anwendung auf einen Rentner oder seine Familienangehörigen, die aufgrund
einer Beschäftigung oder einer selbstständigen Erwerbstätigkeit Anspruch auf
Leistungen nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats haben. 2 In diesem
Fall gelten für die Zwecke dieses Kapitels für die betreffende Person die
Artikel 17 bis 21.

Art. 32 Rangfolge der Sachleistungsansprüche – Besondere Vorschrift
für den Leistungsanspruch von Familienangehörigen im Wohnmit-
gliedstaat. (1) 1Ein eigenständiger Sachleistungsanspruch aufgrund der
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats oder dieses Kapitels hat Vorrang vor
einem abgeleiteten Anspruch auf Leistungen für Familienangehörige. 2Ein
abgeleiteter Anspruch auf Sachleistungen hat jedoch Vorrang vor eigenständi-
gen Ansprüchen, wenn der eigenständige Anspruch im Wohnmitgliedstaat
unmittelbar und ausschließlich aufgrund des Wohnorts der betreffenden Person
in diesem Mitgliedstaat besteht.
(2) Wohnen die Familienangehörigen eines Versicherten in einem Mitglied-

staat, nach dessen Rechtsvorschriften der Anspruch auf Sachleistungen nicht
vom Bestehen einer Versicherung, einer Beschäftigung oder einer selbstständi-
gen Erwerbstätigkeit abhängt, so werden die Sachleistungen für Rechnung des
zuständigen Trägers in dem Mitgliedstaat erbracht, in dem sie wohnen, sofern
der Ehegatte oder die Person, die das Sorgerecht für die Kinder des Versicher-
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ten hat, eine Beschäftigung oder eine selbstständige Erwerbstätigkeit in diesem
Mitgliedstaat ausübt oder von diesem Mitgliedstaat aufgrund einer Beschäfti-
gung oder einer selbstständigen Erwerbstätigkeit eine Rente erhält.

Art. 33 Sachleistungen von erheblicher Bedeutung. (1) Hat ein Träger
eines Mitgliedstaats einem Versicherten oder einem seiner Familienangehörigen
vor dessen Versicherung nach den für einen Träger eines anderen Mitgliedstaats
geltenden Rechtsvorschriften den Anspruch auf ein Körperersatzstück, ein
größeres Hilfsmittel oder andere Sachleistungen von erheblicher Bedeutung
zuerkannt, so werden diese Leistungen auch dann für Rechnung des ersten
Trägers gewährt, wenn die betreffende Person zum Zeitpunkt der Gewährung
dieser Leistungen bereits nach den für den zweiten Träger geltenden Rechts-
vorschriften versichert ist.
(2) Die Verwaltungskommission legt die Liste der von Absatz 1 erfassten

Leistungen fest.

Art. 34 Zusammentreffen von Leistungen bei Pflegebedürftigkeit.
(1) Kann der Bezieher von Geldleistungen bei Pflegebedürftigkeit, die als

Leistungen bei Krankheit gelten und daher von dem für die Gewährung von
Geldleistungen zuständigen Mitgliedstaat nach den Artikeln 21 oder 29 er-
bracht werden, im Rahmen dieses Kapitels gleichzeitig für denselben Zweck
vorgesehene Sachleistungen vom Träger des Wohn- oder Aufenthaltsortes in
einem anderen Mitgliedstaat in Anspruch nehmen, für die ebenfalls ein Träger
des ersten Mitgliedstaats die Kosten nach Artikel 35 zu erstatten hat, so ist das
allgemeine Verbot des Zusammentreffens von Leistungen nach Artikel 10 mit
der folgenden Einschränkung anwendbar: Beantragt und erhält die betreffende
Person die Sachleistung, so wird die Geldleistung um den Betrag der Sach-
leistung gemindert, der dem zur Kostenerstattung verpflichteten Träger des
ersten Mitgliedstaats in Rechnung gestellt wird oder gestellt werden könnte.
(2) Die Verwaltungskommission legt die Liste der von Absatz 1 erfassten

Geldleistungen und Sachleistungen fest.
(3) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder deren zuständige Behörden kön-

nen andere oder ergänzende Regelungen vereinbaren, die für die betreffenden
Personen nicht ungünstiger als die Grundsätze des Absatzes 1 sein dürfen.

Art. 35 Erstattungen zwischen Trägern. (1) Die von dem Träger eines
Mitgliedstaats für Rechnung des Trägers eines anderen Mitgliedstaats nach
diesem Kapitel gewährten Sachleistungen sind in voller Höhe zu erstatten.
(2) Die Erstattungen nach Absatz 1 werden nach Maßgabe der Durchfüh-

rungsverordnung festgestellt und vorgenommen, und zwar entweder gegen
Nachweis der tatsächlichen Aufwendungen oder auf der Grundlage von Pau-
schalbeträgen für Mitgliedstaaten, bei deren Rechts- und Verwaltungsstruktur
eine Erstattung auf der Grundlage der tatsächlichen Aufwendungen nicht
zweckmäßig ist.
(3) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten und deren zuständige Behörden können

andere Erstattungsverfahren vereinbaren oder auf jegliche Erstattung zwischen
den in ihre Zuständigkeit fallenden Trägern verzichten.
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